
Raus aus  
 Afghanistan!



Bundeswehr raus  
aus Afghanistan!
Der NATO-Krieg
Seit Ende 2001 sind Bundeswehrsoldatinnen 
und -soldaten Teil der Besatzung und des 
Krieges in Afghanistan. Die Präsenz der NATO 
und der Bundeswehr hat das Land nicht siche-
rer gemacht, im Gegenteil: Die NATO ist zur 
größten Kriegspartei in Afghanistan geworden 
und ist verantwortlich für zehntausende von 
Kriegsopfern unter der Zivilbevölkerung. Doch 
anstatt ihre Niederlage und ihre Kriegsschuld 
einzugestehen, schicken die NATO-Staaten 
immer mehr Soldaten nach Afghanistan.

Der deutsche Bundestag hat am 26. Februar 
2010 mit Zustimmung der Mehrheit der Abge-
ordneten von CDU/CSU/FDP und SPD und bei 
weitgehender Enthaltung der Grünen beschlos-
sen, die Bundeswehrpräsenz von 4 500 auf 
5 350 Soldaten zu erhöhen. Lediglich DIE LINKE 
stimmte geschlossen dagegen und ist damit die 
einzige Friedenspartei im Bundestag.

Insgesamt sind zur Zeit etwa 130 000 NATO-
Soldaten in Afghanistan stationiert – die 
Tendenz ist weiter steigend. Dass damit ein 
»Abzug« vorbereitet werden soll, kann niemand 
glauben, am allerwenigsten die Menschen in 
Afghanistan. 

Kein Kanonenfutter für den Krieg!
36 Bundeswehrsoldaten sind bereits in Afgha-
nistan gestorben; dazu kommen zahlreiche ver-
letzte und traumatisierte Soldaten. Die meisten 
toten Soldaten landen auf dem Militärflughafen 
Köln-Wahn. In Köln-Wahn befinden sich auch 
zentrale Dienststellen der Bundeswehr wie das 
Luftwaffenführungskommando und der Militäri-
sche Abschirmdienst (MAD). Die deutsche Task 
Force 47, die zusammen mit Oberst Klein das 
Massaker von Kunduz im letzten Herbst ange-
ordnet hatte, bestand wohl aus Angehörigen der 
Kommado Spezialkräfte (KSK), des Bundesnach-
richtendienstes (BND) und des MAD. Insgesamt 
wird die Zusammenarbeit zwischen Militär- und 
Geheimdiensten in Afghanistan immer enger und 
dadurch wird der Einsatz – trotz Untersuchungs-
ausschuss – immer weniger demokratisch kon
trollierbar. In diesem schmutzigen Krieg der 
NATO sollen mit menschenverachtenden »Todes-
listen« die militärischen Gegner beseitigt wer-
den. Ein Verdacht wird so zum Todesurteil und 
dabei werden immer mehr ZivilistInnen zu Op-
fern des Krieges. Der Hass und die Wut gegen 
die Besatzer nehmen entsprechend zu.

Weil unter diesen Umständen zunehmend  
weniger Soldaten für den gefährlichen Einsatz 

bereitstehen, macht sich die Bundeswehr die 
schlechte Lage auf dem Arbeitsmarkt zunutze 
und versucht, in zahlreichen Arbeitsagenturen 
junge Menschen mit Arbeits-, Ausbildungs-  
und Studienplätzen zu ködern. Die Bundeswehr 
unterhält dazu unter anderem in Paderborn und 
Hamm feste Büros in den Arbeitsagenturen und 
in zahlreichen anderen Städten hält sie regel-
mäßige Sprechstunden ab (u. a. in Köln, Düssel-
dorf und Wuppertal).

Stoppt die Kriegsvorbereitung!
In Afghanistan tobt ein Krieg – mit Beteiligung 
zahlreicher Bundeswehreinheiten aus Nord-
rhein-Westfalen. Panzergrenadiere aus August-
dorf sind für offensive Kampfeinsätze am  
Boden zuständig und das Hubschrauberregi-
ment aus Rheine sorgt in Afghanistan für den 
Transport. In Münster hat das deutsch-nieder-
ländische Korps seinen Sitz, das bereits 2003 
das Hauptquartier der ISAF stellte und bis  
heute am Afghanistankrieg beteiligt ist.

Auf dem britischen Truppenübungsplatz in der 
Senne bereitet sich die Bundeswehr zusammen 
mit Briten und Soldaten aus den Beneluxstaaten 
auf Kriegseinsätze vor. In der Senne sollen wei-
tere so genannte Kampfdörfer gebaut werden. 
Es geht dabei vor allem um die Schulung für den 
Häuserkampf im feindlichen Umfeld.

Keinen Euro für den Krieg
Im Jahr 2010 sind mehr als 1 Milliarde Euro  
als direkte Mehrkosten für den Krieg in Afgha-
nistan eingeplant. Zusätzlich verschlingt die 
Bundeswehr zehnstellige Milliardenbeträge für 
Aufrüstungsprojekte. Gleichzeitig fehlen Gelder 
für Schulen, den Öffentlichen Verkehr oder den 
Gesundheitsbereich. Ein Abzug der Bundeswehr 
aus Afghanistan eröffnet Chancen auf eine 
friedliche Entwicklung in Afghanistan und setzt 
gleichzeitig finanzielle Mittel für eine sozialere 
Politik im Inland frei.

Deshalb am Sonntag, den 9. Mai mit  
beiden Stimmen DIE LINKE wählen.

Unterstützen Sie DIE LINKE für einen  
Politikwechsel in NRW. Registrieren Sie  
sich unter www.linksaktiv-nrw.de als  
Wahlkampfaktivistin oder Wahlkampfaktivist.
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